
Elfte Verordnung
über Maßnahmenzur Eindämmungder Ausbreitung des neuartigen Coror  

virus SARS-CoV-2

 

in Sachsen-Anhalt
(Elfte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung — 11. SARS-CoV-2-EindV).

Vom 25. März 2021.

Aufgrund von $ 32 Satz | in Verbindung mit $ 28 Abs. 1,
$ 28a, $ 73 Abs. la Nr. 24 und Abs. 2 sowie $ 54 Satz |

des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.I

S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 4a des Gesetzes

vom21. Dezember 2020 (BGBl. IS. 3136), wird verord-

net:

Präambel

Diese Verordnung dient der Bekämpfung der COVID-
19-Pandemie im Rahmen des Gesundheitsschutzes der
Bürgerinnen und Bürger. Zu diesem Zwecksoll das Infek-
tionsgeschehenreduziert, Infektionswege nachvollziehbar
und die Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems ge-
währleistet werden. Die Risiken der COVID-19-Pandemie
erfordern neues gesellschaftliches Verständnis des
sozialen Umgangs.eine bedarfsgerechte Informationskul-
tur sowie eine stärkere Selbsibeobachtung und Selbstdis
ziplin. Ein Großteil dieses Verhaltens basiert auf der Ein-
sicht und Freiwilligkeit der Beteiligten undlässt sich nicht
allein durch staatliche Regeln vorschreiben. In diesem
Sinne sind physische Distanz (mindestens 1,50 Meter),
Hygiene (häufiges Händewaschen). regelmäßiger Luftaus-
tausch in geschlossenen Räumen und weitere Verhaltens-
regeln (Husten- und Niesetikette, Verzicht auf Händeschüt-
teln oder Umarmungen zur Begrüßung, gegebenenfalls
Tragen von Schutzmasken) wichtige Bausteine zur Unter-
brechung der Infektionsketten und Eindämmung der Pan-
demie. Zudemist es notwendig, dass beim Auftreten von
Infektions-Symptomeneine stärkere Selbstisolation in der
eigenen Häuslichkeit erfolgt, also die betroffenen Personen
weder zur Arbeit noch in die Schule oder in die Kinder-
tagesstätte gehen,nicht anprivaten Zusammenkünftenteil-
nehmen,sich möglichst nicht in die Öffentlichkeit begeben
und vor allemältere und vulnerable Personennicht be:
chen. Auchdie Corona-Warn-Appdes Robert Koch-In:
tuts und Apps zur Registrierung und Nachverfolgung kön-
neneinen wichtigen Beitrag zumeigenen und zum Schutz
Dritter leisten, weshalb die freiwillige Nutzung empfohlen

n solltenzurückgestellt undfreiwillig
ärkt werden. Das bedeutet, Verant-

wortung und Fürsorge für andere insbesondere auch die
vulnerablen Gruppen in der Bevölkerung zu übernehmen.
Im Interesse des Gemeinwohls ist eigenverantwortliches
Handeln, das Egoismen und Partikularinteressen zurück-
stellt, unabdingbar. Über diese Empfehlungen hinaussind
im Rahmen des Gesundheitsschutzes besondere Ge- und
Verbote zum Schutz der Allgemeinheit notwendig. Per-
spektivisch soll es für die nächsten Wochenbei einemsta-
bilen Infektionsgeschehen einen Vierklang geben aus
Impfen, Testen, Kontaktnachvollziehung und Öffnungen.
Aufgrund der hohen Verbreitung der Mutation de
Coronavirus B.1.1.7 zeigt sich jedoch aktuell ein starkes
Infektionsgeschehenundeine exponentielle Dynamik der
Neuinfektionen. Umeine Stabilisierung des Infektions-
geschehens und einen Rückgang der Neuinfektionen zu
erreichen, könnenderzeit keine weiteren Öffnungsschritte

  

 

  

  

 

 

  

  

     

  
  

 

  

 

 

erfolgen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, im Rahmen
von Modellprojekten nach Ostern weitere Öffnungsschritte
lokal insbesondere mit weitreichenden Testkonzepten zu
erproben. Als eine weitere Maßnahme zur Eindämmung
der Pandemie stellt das Land Sachsen-Anhalt nach dem
„Konzept zur Ausweitung der Testungen auf SARS-CoV-2“
den Schulen und KindertageseinrichtungenSelbsttests zur
Verfügung. Damit können sich Kinder und Jugendliche
sowie das Personal in diesen Einrichtungen zweimal
wöchentlich selbst testen.

 

  

$ı
Allgemeine Hygieneregeln,

Testung, Anwesenheitsnachweis

(1) In allenEinrichtungen, Betrieben sowie bei Angebo-
ten und Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung sind
Hygienevorschriften entsprechend den Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts zu beachten.Es gelten strenge Auf-
lagen zur Hygiene, um die Reduzierung von Kontakten
sowie den Schutz der AnwesendenvorInfektionen sicher-
zustellen durch:

1. Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 Metern zu
anderen Personen, soweit möglich und zumutbar; beim
gemeinschaftlichen Gesanggilt dies unterder Maßgabe
eines Mindestabstands von 2 Metern zu anderen Per-
sonen,

2. ein verstärktes Reinigungs- und Desinfektionsregime
einschließlich regelmäßigen Lüftens in geschlossenen
Räumen,

3. Vermeidung von Ansammlungenvon mehrals fünf Per-
sonen, insbesondere Warteschlangen,

4. Information über gut sichtbare Aushänge und, soweit
möglich, regelmäßige Durchsagen überdie Verpflich-
tung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der
Schutzmaßnahmen,

 

5. Zugangsbeschränkungen oder Einlasskontrollen, die
sicherstellen,dass sich im Ladengeschäft nur aufhalten:
a) bei einer Verkaufsfläche bis zu 800 Quadratmetern

höchstens I Kunde je 10 Quadratmeter Verkaufsfli
che,

 

b)bei einer Verkaufsfläche von mehr als 800 Quadrat-

metern zu: ich zur Höchstkundenzahl nach Bucl

stabe a höchstens I Kunde je 20 Quadratmeter der

Verkaufsfläche, die 800 Quadratmeter übersteigt.

  

 Die Abstandsregelung und Personenbegrenzung nach Satz 2
Nrn. 1 und 3 gelten nicht für Zusammenkünfte des in $ 2
Abs. | genannten Personenkr. Bei Zuwiderhandlun-
gen gegendie Abstandsregelung und Personenbegrenzung
sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen. Bei Nut-
zung geeigneter physischer Abtrennvorrichtungendarf der
Abstand nach Satz 2 Nr. I unterschritten werden. Lassen

   

 



 

sich die Abstandsregelungen nach Satz 2 Nr. I durch
liche Vorkehrungen, insbesondere die räumliche Trennung,
die Anordnung oder Freihaltung von Sitzplätzen, das
Anbringen von Abstandsmarkierungen oder durch ver-
stärkten Personaleinsatz nicht sicherstellen, hat der Infek-
tionsschutz zusätzlich zuerfolgen durch Zugangsbeschrän-
kungen oder Einlasskontrollen, die sicherstellen, dass sich
in den Räumlichkeiten sowie auf dem Außengelände nur

höchstens so viele Besucher aufhalten, dass Ansammlun-
gen von mehrals fünf Personen vermieden werden. Der
Veranstalter, Leiter, Betriebsinhaber, Geschäftsführer, Vor-

stand, Vereinsvorsitzende,zuständige Amtsträger oder eine
andere Person, der die rechtliche Verantwortung obliegt
oderdie die tatsächliche Kontrolle ausübt oder damit beauf-
tragtist (verantwortliche Person), hat ein Konzept, das die
aktuellen Empfehlungenderallgemeinen Hygiene berück-
sichtigt, zu erstellen und auf Verlangen der zuständigen
Gesundheitsbehörde vorzulegen. Die zuständigen Behöi
densind berechtigt, die Einhaltung der erweiterten Schutz-
maßnahmenzu überprüfen und weitere Auflagen zu ertei-

   

   

 

  

len.

(2) Eine textile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-
Bedeckung (nichtmedizinische Alltagsmaske) im Sinne
dieser Verordnungist jeder Schutz. der aufgrund seiner
Be: nheit geeignetist, eine Ausbreitung von übertra-
gungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Husten, Niesen
undAussprachezu verringern, unabhängig von einer Kenn-
zeichnungoderzertifizierten Schutzkategorie (insbesonde-
re selbstgeschneiderte Masken, Schals, Tücher, Buffs und
Ähnliches aus Baumwolle oder anderem geeigneten Mate-
rial). Ein medizinischer Mund-Nasen-Schutz im Sinne
dieser Verordnung ist eine mehrlagige Einwegmaske (ins-
besondere eine medizinische Gesichtsmaskenachder euro-
päischen Norm EN 14683:2019-10 oder ein vergleichbares
Produkt; handelsüblich als OP-Maske, Einwegmaske oder
Einwegschutzmaske bezeichnet) odereine partikelfiltrie-
rende Halbmaske (insbesondere eine FFPI-, FFP2- oder
FFP3-Maske). Soweit eine Verpflichtung zur Verwendung
einer Mund-Nasen-Bedeckung oder eines medizinischen
Mund-Nasen-Schutzes vorgeschriebenist, gilt dies nicht
für folgende Personen:

 

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres,

2. Gehörlose und schwerhörige Menschen, ihre Begleit-
personund im Bedarfsfall fürPersonen, die mit diesen
kommunizieren,

  

3. Personen, denen die Verwendung einer Mund-Nasen-
Bedeckung wegeneiner Behinderung, einer Schwanger-
schaft oder aus gesundheitlichen Gründen nicht mög-
lich oder unzumutbarist; dies ist in geeigneter Weise
(insbesondere durch plausible mündliche Erklärung,
Schwerbehindertenausweis, ärztliche Bescheinigung)
glaubhaft zu machen.

 

Zur Überwachung derPflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung
eingesetzte Personensind über die Ausnahmen in geeig-
neter Weise zu unterrichten.

(3) Soweit in dieser Verordnung eine Testung vorge-
schrieben wird, hat die testpflichtige Person dem Verant-
wortlichen odereinervon ihmbeauftragten Person

1. eine schriftliche oderelektronische Bescheinigungüber
einen PCR-Test, der nicht älter als 24 Stundenist, vor-
zulegen,  

»

2. eine schriftliche oder elektronische Bescheinigung über
einen PoC-Antigen-Test (Schnelltest), der nichtälter als
24 Stundenist, vorzulegen oder

 

3. einen Antigen-Test zur Eig
vor Ort vorzunehmen.

 

nanwendung. (Selbsttest)

Der Selbstest nach Satz | Nr. 3 ist in Anwesenheit des
Verantwortlichen oder einer von ihmbeauftragten Person
durchzuführen. Kinder undJugendliche bis zurVollendung
des 18. Lebensjahres sind von der Testpflicht ausgenom-
men. Der Verantwortliche hat ein positives Testergebnis
und die Kontaktdaten der getesteten Person unverzüglich
der zuständigen Gesundheitsbehörde zu übermitteln. Der
Verantwortliche hat die Bescheinigungen nach Satz I
Nr. I und 2 oder den Selbsttest der anwesendengetesteten

Person bei einer Vor-Ort-Kontrolle auf Verlangen der
zuständigen Gesundheitsbehörde vorzulegen.

(4) Die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Einhaltung der
jeweiligen Arbeitsschutzbestimmungen bleibt unberührt.
Diesgilt insbesondere für die SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021

VI), geändert durch Artikel I der Verordnung vom 11. März
2021 (BAnz AT 12.03.2021 VI).

 

(5) Soweit in dieser Verordnungein Anwesenheitsnach-
weis vorgeschriebenwird, haben die Verantwortlichen zur
Nachverfolgung von Kontaktpersonenden Vor- und Fami-
liennamen, die vollständige Anschrift, die Telefonnummer
sowie den Zeitraum und den Ort des Aufenthalts der Kun-
den, Gäste und Veranstaltungsteilnchmer in Textform zu
erheben. Eine digitale Kontaktdatenerhebung,bei derdie
in Satz | genannten Kontaktdaten im Bedarfsfall der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde kostenfrei in einemvonihr
nutzbaren Formatzur Verfügung gestellt werden kann,ist
zulässig. Die Kunden, Gäste und Veranstaltungsteilnehmer
haben die in Satz I genannten Kontaktdaten wahrheits-
gemäß anzugeben. Die Verantwortlichen haben sicherzu-
stellen, dass eine Kenntnisnahmeder erfassten Daten durch
Unbefugte ausgeschlossen ist. Die erfassten Daten sind vier
Wochen nach Erhebung irreversibel zu löschen. Die zu-
ständige Gesundheitsbehörde ist berechtigt, die erhobenen
Daten anzufordern, soweit dies zur Kontaktnachverfolgung
erforderlichist. Die VerantwortlichennachSatz 1 sind ver-
pflichtet, der zuständigen Gesundheitsbehörde die erho-
benen Daten auf Anforderung zu übermitteln. Eine Weiter-
gabe der übermittelten Daten durch die zuständige Ge-
sundheitsbehörde oder eine Weiterverwendungdurch diese
zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist aus-
geschlossen. Die der zuständigen Gesundheitsbehörde
übermittelten Daten sind vondieser unverzüglich irrever-
sibel zu löschen, sobald die Daten für die Kontaktnachver-

folgung nicht mehr benötigt werden.

   

82

Veranstaltungen, Zusammenkünfte,
Ansammlungen, Versammlungen

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist ausschließ-
lich alleine, im Kreis der Angehörigen des eigenen Haus-
standes und mit Angehörigen eines weiteren Hausstandes
gestattet, wobei die Anzahl der Angehörigen des weiteren
Hausstandes die Zahl fünfnicht überschreitendarf. Kinder,

die das 14. Lebensjahr nochnicht vollendet haben und die
mit einer dieser Personen verwandt sind oder deren Haus-

  

 



stand angehören, bleiben bei der Berechnung der Per-
sonenanzahl unberücksichtigt. Der zulässige Betrieb von
Einrichtungen, in denen Menschen bestimmungsgemäß
zumindest kurzfristig zusammenkommen müssen, bleibt
unberührt.

  

(2) Veranstaltungen aus geschäftlichen, beruflichen,
dienstlichen odervergleichbaren Gründen wie Meetings,
Seminare, Führungen, Fachveranstaltungen, Fachkongres-
se, Mitglieder- und Delegiertenversammlungen, Informa-
tionsveranstaltungen für Volksbegehren und Volksini
tiven, Veranstaltungen von Vereinen, Organisationen.
Einrichtungenund Parteien sind untersagt. Veranstaltungen
imSinne dieserVerordnung sindalle öffentlichen undnicht-
ffentlichen, planmäßigen,zeitlich eingegrenzten Zusam-

menkünfte, die nach ihremjeweils spezifischen Zweck vom
bloßen gemeinsamen Verweilen an einem Ort abgegrenzt
sind, aufeiner besonderen Veranlassung beruhenundregel-
mäßig einem Ablaufprogrammfolgen.

    

(3) Die Personenbegrenzung des Absatzes | und die
Untersagung des Absatzes 2 geltennicht für Veranstaltun-
gen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung, der Daseinsfür- und -vorsorge oder der
Wahrnehmung öffentlich-rechtlicher Aufgaben zu dienen
bestimmtsind. Dies betrifft insbesondere Veranstaltungen
des Verfassungsgerichts, der Gerichte, der Staatsanwalt-
‚chaft, anderer Behörden, Stellen oder Einrichtungen,die
öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen.Nichteinge-
schränkt wird das Selbstorganisationsrecht des Landtages,
der Kirchenund Religionsgemeinschaften, der Gemeinde-
räte, Verbandsgemeinderäte, Kreistage und weiterer Selbst-
verwaltungskörperschaften. Die Personenbegrenzung des
Absatzes | und die Untersagung des Absatzes 2 gelten
zudemnicht für VeranstaltungenvonParteien und Wähler-
gruppen zur Aufstellung ihrer Bewerber nach den jewei-
ligen Wahlgesetzen für bevorstehende Wahlen. Für das
gastronomische Angebotgilt $ 6 entsprechend.

   

 

 

 

 

(4) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften regeln
ihre Zusammenkünfte zum Zwecke der Religionsausübung
in eigener Verantwortungmit verpflichtender Wirkung. Für
Zusammenkünfte in Kirchen und von Religionsgemein-
schaften zum Zweck derReligionsausübungsind die auf-
gestellten Hygienekonzepte der besonderen Infektionslage
anzupassen

(5) An Trauungszeremonien dürfen neben den Eheschlie-
Benden und demStandesbeamtenlediglich die Trauzeugen,

die Eltern, Kinder und Geschwister der Eheschließenden

teilnehmen. Bei Trauer- und Bestattungszeremonien sowie

Beisetzungen dürfen nur der engste Freundes- und Fa-

milienkreis des Verstorbenen,der Trauerredner oder Geist-

liche und das Personal des Bestattungsunternehmensteil-

nehmen. Die Verantwortlichen der Veranstaltungen nach

Satz | und 2 haben einen Anwesenheitsnachweis nach $ I

Abs. 5 zu führen,

(6) Private Zusammenkünfte und Feiern mit Freunden,
Verwandten und Bekannten sind ausschließlich im Kreis
der Angehörigendes eigenen Hausstandes und mit Ange-
hörigen eines weiteren Hausstandes gestattet, wobei die
Anzahl der Angehörigen des weiteren Hausstandes die

Zahl fünf nicht überschreiten darf. Kinder, die das 14. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben und die mit einer dieser

 

  

  

 

Personen verwandt sind oder deren Hausstand angehören,
bleibenbei der Berechnungder Personenanzahlunberück-
sichtgt.

 

(7) Versammlungen unter freiem Himmel und in ge-
schlossenen Räumen nach Artikel 8 des Grundgesetzes
sind, sofern es sich nicht umeine Eil- oder Spontanver-
sammlunghandelt, der zuständigen Versammlungsbehörde
mindestens 48 Stundenvorihrer Bekanntgabe anzuzeigen.
Bei Versammlungen von mehrals zehn angemeldeten Teil-
nehmernkann die zuständige Versammlungsbehörde nach
Beteiligung der zuständigen Gesundheitsbehörde die Ver-
sammlung zum Zwecke der Eindämmungdes neuartigen
Coronavirus SARS-CoV-2 verbieten, beschränken oder
mit infektionsschutzbedingten Auflagen versehen.

   

$3
Öffentlicher Personennahverkehr

(1) Der Betrieb des Öffentlichen Personennahverkehrs
(ÖPNV) ist zulässig.

 

(2) Jeder Nutzer des ÖPNV und öffentlicher Fernver-
kehrsmittel hat einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz
nach $ 1 Abs. 2 zu tragen.Diesgilt auch für die Nutzung
desfreigestellten Schülerverkehrs.

(3) Die Leistungserbringerdes ÖPNV habendie Einhal-
tung der Regelung des Absatzes 2 zu überwachenundbei
Nichtbeachtungdie jeweilige Person von der Beförderung
auszuschließen.

$4
Bildungs-, Kultur-, Freizeit-, Spiel-,

Vergnügungs- und Prostitutionseinrichtungen

 

(1) Folgende Gewerbebetriebe im Sinne der Gewerbe-
ordnungin der Fassung der Bekanntmachung vom22. Feb-
ruar 1999 (BGBl.IS. 202), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 Abs. 4 des Gesetzes vom9. März 2021 (BGBl. 18.327),
dürfennicht für den Publikumsverkehrgeöffnet werden:

1. Messen und Ausstellungen,

2. Tanzlustbarkeiten (insbesondere Clubs, Diskotheken,

Musikclubs; vergleichbare Einrichtungen, in denenbei

gewöhnlichem Betrieb Menschenansammlungen mit
räumlicher Enge nicht ausgeschlossen werden können)

und
  

3. Volksfeste, Jahrmärkte, Spezialmärkte und Veranstal-
tungenmit Angeboten,die derFreizeit und Unterhaltung
dienen.

 

(2) Prostitutionsstätten und Prostitutionsfahrzeuge im
Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes vom 21. Oktober
2016 (BGBl. IS. 2372), zuletzt geändert durch Artikel 5
Abs. 1 des Gesetzes vom 9. März 2021 (BGBl. 18. 327).
dürfen nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden.
Prostitutionsveranstaltungen und Prostitutionsvermittlung
im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes dürfen nicht
durchgeführt werden. Weitere Vergnügungsstäutenim Sinne
der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom21. November 2017 (BGBl. 1$. 3786)dürfen
nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden.

 



(3) Folgende Einrichtungenoder Angebote dürfen nicht
für den Publikumsverkehrgeöffnet werden:

1. Planetarien und Sternwarten,

2. Angebote in Literaturhäusern,

 

3. Streichelgehege, Tierhäuser und andere Gebäude in
Tierparks, zoologischen und botanischen Gärten so-
wie ähnlichen Freizeitangeboten,

   

4. Spielhallen,

5. Spielbanken,

6. Theater (einschließlich Musiktheater),

7. Filmtheater(Kinos),

8. Autokinos,

9. Konzerthäuser und-veranstaltungsorte,

10. Angebote in soziokulturellen Zentren und Bürger-
häusern,

11. Fitness- und Sportstudios, Yoga- und andere Präven-
tionskurse, Indoor-Spielplätze: $ 8 bleibt unberührt,

12. Badeanstalten, Schwimmbäder, einschließlich soge-

nannte Freizeit- und Spaßbäder sowie Heilbäder; $ 8

bleibt unberührt,

 

13. Tanz- und Ballettschulen; $ 8 bleibt unberührt,

14. Freizeitparks,

15. Saunas und Dampfbäder,

 

ilbahnen,

17. Angebote von Seniorenbegegnungsstätten und -trefl-
punkten,

18. Angebote der Mehrgenerationenhäuser; abweichende
Regelungenfür Beratungs-, Bildungs- und Freizeitan-
gebote bleiben unberührt,

 

19. Angebote öffentlicher und privater Bildungseinrich-
tungensowievergleichbarer Einrichtungen wie Volks-
hochschulen, Fahr- und Flugschulen, Jugend- und Fa-
milienbildungsstätten, Einrichtungen der Bildung für
nachhaltige Entwicklung, Ernährungskurse, Sprach-
undIntegrationskurseder Integrationskursträger sowie
Musikschulen; davon ausgenommensindbereits anbe-
raumte Prüfungen; digitale Kommunikations- und
Lernformensind weiter nutzbar.

  

(4) Folgende Einrichtungen oder Angebote dürfen nur
für den Publikumsverkehr geöffnet werden, wennsicher-
gestellt ist, dass die allgemeinen Hygieneregeln und
Zugangsbegrenzungen nach $ | Abs. | eingehalten wer-
den:

 

1. Museen, Gedenkstätten, Ausstellungshäuser, Bibliothe-
ken und Archive, wenn vorab elektronisch oderfern-
mündlich Termine vereinbart werden und die Verant-
wortlichen einen Anwesenheitsnachweis nach $ 1 Abs.
5 führen,

2. vorbehaltlich des Absatzes 3 Nr. 3 Tierparks, zoolo-
gische und botanische Gärten sowie ähnliche Freizeit-

angebote,  

3. Bildungsangebote im Gesundheitswesen, Geburtsvor-
bereitungs- und Rückbildungskurse, Aus- und Fortbil-
dung im Brand- und Katastrophenschutz,

4. ärztlich verordneter Rehabilitationssport kontaktfrei im

Freien mit bis zu fünfPersonen, einschließlich des Trai-
ners,

5. Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit, der
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und

Jugendschutzes; von der Abstandsregelung nach $ 1
Abs. I Satz 2 Nr. | kann abgewichen werden, soweit
die pädagogische Zielrichtung des Angebotesoderder
Maßnahmedies erfordert; soweit möglich und zumutbar
sollen vorhandeneFlächen im Außenbereich vorrangig
genutzt werden,

   

  

  6. Wettannahmestellen, soweit sie nur kurzzeitig zur Ab-
gabe eines Wettscheins betreten werden und der Betrei-
ber durch geeignete Maßnahmensicherstellt, dass ein
darüber hinaus gehendes Verweilen unterbleibt,

7. abweichend von Absatz 3 Nr. 19 für Gruppenbis höchs-

tens zehn Personen zuzüglich der Lehrkraft

a) Fahr- und Flugschulen,

b) Angebote der berufsbezogenen Aus- und Weiterbil-
dung und Maßnahmender beruflichen Orientierung,

soweit digitale Kommunikations- und Lernformen
nicht möglich odernicht zweckmäßigsind,

©) Angebote zur Vorbereitung auf einen Hauptschul-
abschluss im Rahmen einer berufsvorbereitenden
Bildungsmaßnahme, soweit die Abschlussprüfung
bis 31. August 2021 vorgesehenist,

 

d) Sprach- und Integrationskurse der Integrationskurs-
träger, soweit digitale Kommunikations- und Lern-
formen nicht möglich odernicht zweckmäßigsind,

 

©) Alphabetisierungs- und Grundbildungskurse,
N) Angebote zur Prüfungsvorbereitung zum Erwerb

eines allgemeinbildenden Schulabschlusses sowie
Angebote in Kooperation mit öffentlichen Schulen
oder Schulen in Trägerschaft, soweit digitale
Kommunikations- und Lernformen nicht möglich
oder nicht zweckmäßig sind,

   

8) außerschulische Nachhilfeangebote,
h) Erste-Hilfe-Kurse und
i) Musikschulen; der Gi

von Blasinstrumentenist nur als Einzelunterricht und
unter Einhaltung eines Mindestabstands von 2 Metern
der Personen zueinander zulässig.

  

Die Angebote nach Satz 1 Nr. 7 Buchst. a bis d schließen
Prüfungenein, selbst wenndiese von einem Dritten durch-
geführt werden (Externenprüfung). Besucher der Ein
tungenin Satz | Nrn. 2, 3 und 7 haben in Bereichen, in
denen die Abstandsregelung nach $ 1 Abs. I Satz 2 Nr. I
nicht eingehalten werden kann, eine textile Ba im
Sinne einer Mund-Nasen-Bedeckung nach $ I Abs. 2 zu
tragen. Für die nach Satz 2 und Absatz 3 Nr. 19 zulässi
Prüfungen gilt $ 11 Abs. 6 entsprechend. Besucher der
EinrichtungennachSatz | Nrn. I und 6 sowie abweichend
von Satz 3 bei der praktischen Fahr- und Flugschulausbil-

dungnach Satz 1 Nr. 7 Buchst. ahaben einen medizinischen
Mund-Nasen-Schutz nach $ 1 Abs. 2 zu tragen.

     



s5
Beherbergungsbetriebe und Tourismus

(1) Den Betreibern von Beherbergungsstätten, insbeson-
dere Hotels, Hostels, Jugendherbergen, Familienferien-

ten, Pensionen und vergleichbaren Angeboten, Cam-
pingplätzen, Wohnmobilstellplätzen, Yacht- und Sport-
boothäfen sowie privaten und gewerblichen Vermietern
von Ferienhäusern, Ferienhausparks, Ferienwohnungen,
Ferienzimmern sowie von Übernachtungs- und Schlafge-
legenheiten (homesharing) und vergleichbaren Angeboten
ist untersagt, Personen zu touristischen Zweckenzu beher-
bergen. Eine Beherbergung von Personen aus familiären
oderberuflichen Gründen ist nur zulässig, soweit dies
zwingend notwendig und unaufschiebbarist.

    

(2) Die Beherbergung von Personen nach Absatz 1 Saız 2
ist zulässig, wenn

1. die Hygienevorschriften nach $ | Abs. | beachtet werden

und

2. die Unterkunft vor einer Weitervermietung vom Ver-
mietergründlich gereinigt wurde; Art und Umfang der
Reinigungist in einem Reinigungsprotokoll zu doku-
mentieren und vier Wochen aufzubewahren.

 

Für den Betrieb, Zutritt und die Nutzung gemeinschaft-
licherEinrichtungen (insbesondere Duschen oder Gemein-
schaftsküchen) gilt Satz 1 Nr. I entsprechend. Der Zutritt
zu WC-Anlagen, insbesondere die Möglichkeit zum
Waschen der Hände, muss ermöglicht werden. $ 4 Abs. 3
Nrn. 12 und 15 bleibt unberührt. Die Gäste haben in den
Verkehrs- und Gemeinschaftsflächen der Beherbergungs-
stäte sowie in den Speiseräumen bis zum Erreichen des
Platzes einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach $ I
Abs. 2 zu tragen.

  

 

(3) Reisebusreisen, Stadtrundfahrten, Schiffsausflüge
undvergleichbare touristische Angebote sind untersagt.

(4) Bei Fahrten mit Fähren, historischen Eisenbahnen
undähnlichenEinrichtungensind die Hygienevorschriften
nach $ 1 Abs. I sicherzustellen. Abweichend von $ I Abs.
1 Satz 2 Nr. | ist die Unterschreitung des Mindestabstands
zulässig, wenn der Betreiber sicherstellt, dass Reisende
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach $ 1 Abs. 2
ragen.
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Gaststätten

(1) Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt vom 7. August 2014 (GVBl. LSA
S.386, 443), zuletzt geändert durchArtikel 1 des Gesetzes
vom8. Dezember2016 (GVBl. LSA S. 360), sind für den
Publikumsverkehrzu schließen. Betriebskantinen s
den Verzehr vor Ort zuschließen, wo immer die Arbeits-
abläufe es zulassen.

 

   

(2) Vonder Schließungsverfügung nach Absatz 1 aus-
genommensind die Belieferung und die Mitnahme von
Speisen und Getränken, sowie der Außer-Haus-Verkauf
und die Abgabe von Lebensmitteln durch die Tafeln. Bei

   
 

ufs oder der Ab-

Ilen, dass

 

der Belieferung, des Außer-Haus-Verl
gabe von Lebensmitteln ist sicheı   

1. ein Abstand vonmindestens1,5 Metern zu anderenPer-
soneneingehalten wird und

2. im öffentlichen Bereich einschließlich Einkaufzentren

kein Verzehr in einem Umkreis von weniger als 50 Me-
tern zum Abgabeort stattfindet.

(3) Bei gastronomischen Angeboten in Beherbergungs-
betriebenist die Öffnung für den Publikumsverkehrauf
die Übernachtungsgäste beschränkt.

(4) Für Einrichtungen der Hochschulgastronomie der
Studentenwerke Sachsen-Anhalt gelten die Absätze | und

2 entsprechend.

 

(5) Angebote zur Versorgung Obdachloser (Suppenkü-
chen) sind von der Schließungsverfügung des Absatzes |
ausgenommen.

(6) Gastronomische Einrichtungen und Kantinen, die
von der Schließungsverfügung des Absatzes | ausgenom-
mensind, könnenfür den Publikumsverkehr nuran Tischen
imInnen- und Außenbereich geöffnet werden, wenn

1. die allgemeinen Hygieneregelnnach $ 1 Abs. I und der
zuständigen Berufsgenossenschaft beachtet werden und
der Betreiber sicherstellt, dass für den Gast die Mög-
lichkeit der Handdesinfektionbesteht,

 » die Plätze durch Positionierung der einzelnen Tische
so angeordnetsind, dass ein Abstand von mindestens
1,5 Meternzu den Gästenan anderen Tischensicherge-
stellt ist,

  

  

ichergestellt ist, dass an einem Tisch höchstens fünf

Personen zusammenkommen;diesgilt nicht für Zusam-

menkünfte des in $ 2 Abs. I genannten Personenkreises

und
 

4. Informationen der Gäste über die Verpflichtung
Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaß-
nahmenübergut sichtbare Aushänge oder Vorlagen am
Tisch undbei der Begrüßungerfolgen.

 

Angebote in Buffetform mit Selbstbedienung sind nur
zulässig, wennder Betreiber nebender Einhaltung der all-
gemeinen Hygieneregelungennach $ 1 Abs. 1 sicherstellt,
dass die Gäste sowohl bei der Entnahme der Speisen und
Getränke als auch beim Aufenthalt in der Warteschlange
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach $ 1 Abs. 2
tragen. $ 1 Abs. 4 bleibt unberührt.

 

  

3%
Ladengeschäfte, Wochenmärkte,

Dienstleistungen der Körperpflege

(1) Untersagt wird die Öffnung von Ladengeschäften
‚jederArt.

(2) Vonder Schließungsverfügung nach Absatz I ausge-
nommen sind der Ei Ihandel für Lebensmittel, die

Wochenmärkte und Direktvermarkter für Lebensmittel,
Blumenund Pflanzen, der Vertrieb von Lebensmitteln im

 



 

Reisegewerbe, der Online-Handel, die Abhol- und Liefer-

dienste, die Getränkemärkte, Reformhäuser, Babyfach-
märkte, die Apotheken,die Sanitätshäuser, die Drogerien,
die Optiker, die Hörgeräteakustiker, die Tankstellen, die
Kfz-Werkstätten, Kfz-Teileverkaufsstellen, die Fahrrad-
werkstätten, die Fahrradläden, die Bankenund Sparkassen,
die Poststellen, die Reinigungen, die Waschsalons, der
Zeitungs- und Zeitschriftenverkauf, die Buchhandlungen,
die Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, Blumenläden,
Gärtnereien, Garten- und Baumärkte sowie der Großhan-
del, wenn die betroffene Einrichtung die allgemeinen
Hygieneregeln und Zugangsbegrenzungennach $ 1 Abs. I
sicherstellt. Besucher haben in geschlossenen Räumen
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach $ 1 Abs. 2
zu tragen. Für gastronomische Angebote der in Satz I
genanntenEinrichtungengilt $ 6 entsprechend.

 

 

   

(3) Wenn Mischsortimente angeboten werden, dürfen
Sortimentsteile, deren Verkaufnicht nachAbsatz 2 gestattet
ist, verkauft werden, wennder zugelassene Sortimentsteil
überwiegt; die betreffenden Verkaufsstellen dürfen dann

ie gewöhnlich auch ver-

 

  

 

Teil des Sortiments überwiegt, gilt die Schließungsanord-

nung nach Absatz | für die gesamte Verkaufsstelle.

(4) Abweichend von Absatz | dürfen Ladengeschäfte für
vorab vereinbarte Termine öffnen, wennsich

1. je angefangene 40 Quadratmeter der Verkaufsfläche
höchstens I Kunde in dem Ladengeschäft aufhält oder

2. ausschließlich Kunden,die einem Hausstand angehören,

in dem Ladengeschäft aufhalten

  

unddie betroffene Einrichtung die allgemeinen Hygiene-
regeln nach $ I Abs. | sicherstellt. Halten sich Kunden aus
mehr als einemHausstand zeitgleich in dem Ladengeschäft
auf, ist die Bemessung der Kundenzahlnach Satz I Nr. 2
unzulässig. Die Vergabe von Terminen darf nur auf elek-
tronischem oder fernmündlichem Weg vorab erfolgen. Die
Verantwortlichen habeneinen Anwesenheitsnachweis nach
$ 1 Abs. 5 zu führen. Besucher haben in geschlossenen
Räumen einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach

$ 1 Abs. 2 zu tragen. Für gastronomische Angebote gilt
$ 6 entsprechend.Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für di
Absatz 2 von der Schließungsverfügung des Absatzes I
ausgenommenen Ladengeschäfte.

   

   

  

    

(5) Die Öffnung derDienstleistungsbetriebe im Bereich
der Körperpflege wie Friseursalons, Kosmetikstudios,
Nagelstudios, Massage- und Fußpflegepraxen, Piereing-
und Tattoo-Studios und ähnlichen Betrieben sowie deren
mobilen Angeboten sind nur zulässig, wenndie Einhaltung
der allgemeinen Hygieneregeln nach $ I Abs.1 sicherge-
stellt ist, die Kundenfür die Inanspruchnahmeder Dienst-
leistungen vorab einen Termin vereinbart haben und die
Kunden einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz im
Sinne des $ | Abs. 2 tragen oderandere geeignete Schutz-
maßnahmengetroffen werden. Die Vorgaben derjeweiligen
Berufsgenossenschaften sollen zusätzlich berücksic!
werden. Die Vergabe von Terminen darf nur auf elektro-

nischem oder fernmündlichem Weg erfolgen. Die Verant-
wortlichen haben einen Anwesenheitsnachweis nach $
Abs. 5 zu führen.

  

  

(6) Medizinisch notwendige Behandlungen, insbeson-
dere die durch Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Logo-  

pädenoder Medizinische Fußpfleger (Podologen)erbracht
werden,bleiben weiter möglich, wenn die Einhaltung der
allgemeinen Hygieneregeln nach $ 1 Abs. | sichergestellt
ist und die Kunden einen medizinischen Mund-Nasen-
Schutz im Sinne des $ 1 Abs. 2tragen oder andere geeignete
Schutzmaßnahmen getroffen werden. Die Vorgaben der
jeweiligen Berufsgeno: haften sollen zusätzlich
berücksichtigt werden. Die Verantwortlichen haben einen

Anwesenheitsnachweis nach $ 1 Abs. 5 zu führen.

 

(7) Die Öffnungvon Einkaufszentren für den Publikums-
verkehrist nur für die in den Absätzen 2 bis 4 genannten

Ausnahmensowie deren gastronomische Einrichtungen für
die Belieferung, Mitnahme und den Außer-Haus-Verkauf
unter den Voraussetzungen des $ 6 Abs. 2 erlaubt, wenn
die betroffene Einrichtungdie allgemeinen Hygieneregeln
und Zugangsbegrenzungen nach $ 1 Abs. I sicherstellt.
Kunden und Besucher haben auf den in geschlossenen
Gebäudenbefindlichen Verkehrsflächen der Einkaufszen-
iren einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach $ 1
Abs. 2 zu tragen. Für Kaufhäuser gilt Absatz 4.

    

(8) Die Verpflichtungen zum Tragen eines medizinischen
Mund-Nasen-Schutzes im Sinne des $ 1 Abs. 2 nach den
Absätzen 2 und 4 bis 7 sindvon den jeweiligen Hausrechts-
inhabern zu überwachen. len FallderZuwiderhandlung

sind Hausverbote auszusprechen.
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Sportstätten und Sportbetrieb

(1) Der Sportbetrieb ist auf undin allen öffentlichen und

privaten Sportanlagen sowie Schwimmbädern untersagt.
Diesgilt sowohl für Sportanlagen im Freien als auch in
geschlossenen Räumen. Ausgenommenhiervonsind der:

1. kontaktfreie Individualsport allein, zu zweit oder mit
demeigenen Hausstand,

 

2. Sportbetrieb von Berufssportlern,

3. Sporibetrieb von Kaderathletinnen und Kaderathleten,
die einem auf Bundesebene gebildeten Olympiakader,
Perspektivkader, Ergänzungskader, Nachwuchskader I
oder Nachwuchskader 2 eines Bundesfachverbandes
des Deutschen Olympischen Sportbundes oder einem
Landeskader eines Landesfachverbandes des Landes-
SportBundes Sachsen-Anhalt e. V. angehören sowie
Schüler der Eliteschulen des Sport

  

4. Trainingsbetrieb des organisierten, kontaktfreien Sports
von Kindern und Jugendlichenbis zur Vollendung des
18. Lebensjahres im Freien in Gruppenbis höchstens
20 Personen,einschließlich des Trainers,

5. Trainingsbetrieb des organisierten, kontaktfreien Sports
von Erwachsenen imFreienin Kleingruppenbis höchs-
tens fünf Personen, einschließlich des Trainers,

6. die Durchführung der Prüfungenfür den Ausbildungs-
berufFachangestellte/Fachangestellter für Bäderbetriebe
gemäß $ 8 der Verordnung überdie Berufsausbildung
zum/zur Fachangestellten für Bäderbetriebe vom26. März
1997 (BGBl.IS. 740) in Verbindung mit der Prüfungs-
ordnung für die Durchführung von Zwischen- und Ab-
schlussprüfungen im Ausbildungsberuf Fachangestell-
te/Fachangestellter für Bäderbetriebe (Bek. des MS vom
4. Juni 2010, MBl. LSA S. 334),

  

 

   



7. die Aus- und Fortbildung von Rettungsschwimmern
sowie die Durchführung von Lehrgängenund Prüfungen
zum Erwerb von Trainerlizenzen,

8. die Durchführung des Aufnahmegesamtverfahrens so-
wie die Durchführung derpraktischen Anteile in Ab-
schlussprüfungeneinschließlich des dazu notwendigen
Vorbereitungstrainings und der Prüfungen zur Aufnah-
mean die Schulen mit inhaltlichem Schwerpunkt Sport
gemäß $ 2 Abs. 3 der Verordnung überdie Aufnahme
in Schulen mit inhaltlichen Schwerpunkten vom17. Juni
2010 (GVBI. LSA S. 364) in Verbindung mit den Ergän-
zenden Regelungen zur Aufnahmein Schulen mit dem
genehmigten inhaltlichen Schwerpunkt Sport (Sport-
schulen) (RdErl. des MK vom 15. Februar 2007,
SVBI. LSA $. 65, geändert durch RdErl. vom 2. Januar
2012, SVBI. LSA S. 30) sowie die Durchführung der
praktischen Anteile von Abschlussprüfungen gemäß
der Oberstufenverordnung vom 3. Dezember 2013
(GVBI. LSA S. 507), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 11. Mai 2020 (GVBl. LSA S. 242),

 

  

9. sowie nachder einschlägigen Studienordnung notwen-
dige Veranstaltungen in Sportstudiengängen.

Das Ministeriumfür Inneres undSport kannim Benehmen
mit dem Ministeriumfür Arbeit, Soziales und Integration
festlegen, welche Ligen und Wettbewerbeals Sportbetrieb
von Kader- und Berufssportlern gemäß Satz 3 Nr. 2 und 3
einzustufen sind und hierbei Regelungen zum Trainings-
und Wettkampfbetrieb treffen.

  

 

(2) Für den nach Absatz 1 Satz 3 zugelassenen Sportbe-
trieb gelten folgende Einschränkungen:

1. die Einhaltung eines Abstands von mindestens 1,5 Me-
tern zu anderenPersonenist durchgängig sichergestellt,
soweit die Ausübung der Sportart dem nicht entgegen-
steht;

 

2. Hygieneanforderungen, insbesondere die Reinigung
und Desinfektion von genutzten Sportgeräten, werden
eingehalten und

 

3. Zuschauersind nicht zugelassen.

(3) Die Nutzung der Sportanlage oder des Schwimm-
bades erfordert die Freigabe durch den Betreiber. Dieser
hat die Empfehlungen der jeweiligen Sportverbände zur
Nutzungsvoraussetzungzuerklären und zu dokumentieren
sowie entsprechend der Größe und Beschaffenheit der
Sportanlage eine Höchstbelegung der Sportstätte festzu-
legen. Die Nutzung der Sportanlage oder des Schwimm-
bades soll auf den für den Sportbetrieb nach Absatz 1
notwendigen Personenkreis eingeschränkt werden. Die
Festlegung der Höchstbelegung hat unter Beachtung der
in Absatz 2 Nr. I geregelten Beschränkungzu erfolgen.

  

(4) Die Untersagung nach Absatz I gilt nicht für den
Schulsport; das Ministerium für Bildung kann hierzu er-
gänzende Regelungentreffen.
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Krankenhäuser, Pflege- und Behinderteneinrichtungen

(1) Die Betreiber der folgenden Einrichtungenhabendie  

Einhaltung derallgemeinen Hygieneregelungen nach $ 1
Abs. 1 sicherzustellen:

 

1. Einrichtungen nach $ 23 Abs. 3 Satz I Nrn. 1 und 3 des
Infektionsschutzgesetzes (Krankenhäuser sowie Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine
den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Ver-
sorgungerfolg),

  

  

2. ambulante und stationäre Einrichtungen der Pflege
gemäß $ 71 Abs. | und 2 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch — Soziale Pflegeversicherung — vom 26. Mai
1994 (BGBl.IS. 1014, 1015), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom15. Februar 2021 (BGBl. I
S. 239),

3. Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im
Sinne des $ 2 Abs. I des Neunten BuchesSozialgesetz-
buch — Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen — vom 23. Dezember 2016 (BGBl.I
S. 3234), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 6 des
Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. IS. 2075), in
denen Leistungender Eingliederungshilfe über Tag und
Nachterbracht werden,

   

4. Werkstätten für behinderte Menschen im Sinne der

$$ 219 bis 227 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch,

5. Anbieterverantwortete Wohngemeinschaften im Sinne
des $ 4 des Wohn- und Teilhabegesetzes vom17. Februar

2011 (GVBl. LSAS.136).

Von der Einhaltung der Abstandsregelung in $ I Abs. |
Satz 2 Nr. | kann abgewichen werdenbei Besuchen

I. von Schwerstkranken, insbesondere zur Sterbebeglei-
tung, durchihnen nahestehende Personen und Urkunds-

personen,

2. zur Durchführung medizinischer oder therapeutischer
Versorgungen und

3. zur Seelsorge

(2) Die Beschäftigtenderin Absatz I Satz I Nr. 2 und 3
genannten Einrichtungen habensich regelmäßig, mindes-
tens zweimalpro Woche, vor dem Dienst in der Einrichtung,
in der sie zumDienst eingeteilt sind, einerTestung in Bezug
auf eine Infektion mit dem neuartigen Coronavirus SARS-
CoV-2 mittels PoC-Antigen-Test zu unterziehen. Das
Ergebnis ist der Einrichtungsleitung vorzulegen und von
dieser zu dokumentieren. Ein positives Testergebnis hat
die Einrichtungsleitung umgehend demzuständigen Ge-
sundheitsamt mitzuteilen. Die Einrichtungen organisieren
die erforderlichen Testungen.

  

    

(3) Im Rahmeneiner Gefährdungsabschätzung für die
Patienten und Bewohnerlegt die Einrichtungsleitung die
Besuchsregelung fest. Jeder Bewohnereiner Einrichtung
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 darf vontäglich höchstens
einer Person Besuch erhalten. Der Zutritt darf nur nach
einer Testung im Sinne des $ 1 Abs. 3 mit negativem Test-
ergebnis gewährt werden. Die Einrichtungen haben PoC-
Antigen-Tests vorzuhalten, durchzuführen und das Ergeb-
nis auf Verlangendes Besuchers schriftlich zu bestätigen.

(4) Bei der Gestaltung der Besuchsregelungensind die
Belange der Besuchenden angemessen zu berücksichtigen.
Die Besuchsregelung soll aufderInternetseite der Einrich-
tung veröffentlicht werden. Alle Besuchendenhabenden,



 

von der Einrichtung zur Verfügung zu stellenden, unbe-
nutzten medizinischen Mund-Nasen-Schutz im Sinne des
$ 1 Abs. 2 zutragen. Für das Personalgelten die arbeits-

hutzrechtlichen Bestimmungen.

  

 

(5) Ein Besuchsverbot für einzelne Bereiche oder die
gesamte Einrichtung kann lediglich im Falle einer be-
stätigten COVID-19-Infektion durch die Leitung der Ein-
richtung im Benehmen mit dem Gesundheitsamt festgelegt
werden. Das Besuchsverbotist zu befristen und gegenüber
der Heimaufsicht anzuzeigen. Abweichend von Satz. | kann
im begründeten Verdachtsfall einer COVID-19-Infektion
die Leitung der Einrichtung ein Besuchsverbot von maxi-
mal drei Tagen aussprechen.

 

  
  

(6) Abweichend vonAbsatz 3 Satz 2 und Absatz 5 ist der
Zutritt folgender Personen zu den in Absatz I genannten
Einrichtungenstets zu ermöglichen:  

 

1. Seelsorger, die in dieser Funktion die richtung auf-

suchen,

er Funktion die

 

2. Rechtsanwälte sowie Notare, die indie:
Einrichtung aufsuchen,

3. rechtliche Betreuer sowie Vormünder, soweit ein per-
sönlicher Kontakt zurErfüllung derihnen übertragenen
Aufgaben erforderlich ist; Bevollmächtigte werden
rechtlichen Betreuern gleichgestellt,

4. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Auf-
gabenoder zur DurchführungvonPrüfungen Zugang zu
gewähren ist,

 

5. Personen, die therapeutische oder medizinische Maß-

nahmendurchführen

Die Absätze 3 und 4 Satz 3 gelten entsprechend.

(7) Die Anwesenheit in Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen und in Tagesförderstätten ist Leistungs-
berechtigten freigestellt. Ein ärztliches Attestist für die
Abwesenheit nicht erforderlich.

 

sıo
rische und geriatrische Tageskliniken,

heilpädagogische und interdisziplinäre Frühförderstellen
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, psychoso-
matische Rehabilitationskliniken, Tages- und Nacht-
pflege, Beratungsleistungen, Einrichtungen des Maß-

regelvollzugs und der forensischen Nachsorge

 

(1) Tageskliniken der psychiatrischen und geriatrischen
Fachgebiete, heilpädagogische und interdisziplinäre Früh-
förderstellen Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen,
psychosomatische Rehabilitationskliniken sowie Einrich-
tungen, in denen Personen mit Pflegebedarf teilstationär
untergebracht und verpflegt werden können (Tages- und
Nachtpflege), erbringenihre Leistungen unter Einhaltung
der allgemeinen Hygieneregeln nach $ 1 Abs. 1. Vorerkran-
kungender Patienten,die das Risiko eines schweren Covid-
19-Krankheitsverlaufes erhöhen, sind bei Art und Umfang
der Leistungserbringung zu berücksichtigen.

 

  

 

(2) Beratungsleistungen sozialer, psychosozialer, fach-
licher, rechtlicher, seelsorgerischer oder ehrenamtlicher Art
sowie entsprechende Dienstleistungen werden unter Ein-  

haltung derallgemeinen Hygieneregeln nach $ | Abs.I
erbracht,

(3) In den Einrichtungen des Maßregelvollzugs können
Besuchsregelungen aus Iherapeutischen Gründen sowie
Gründen der Sicherheit und des geordneten Zusammen-
lebens durch die Einrichtungsleitung eingeschränkt wer-
den. Neuaufnahmen sowie Untergebrachte mit erkennbaren
Symptomen einer COVID-19-Erkrankung oder Erkäl-
tungssymptomen werden nach ärztlichem Ermessen in
Quarantäne genommenoder gesondert untergebracht.

 

su
Gemeinschaftseinrichtungen nach $ 33

Nrn.1, 2, 3 und 5 des Infektionsschutzgesetzes

(1) Gemeinschaftseinrichtungen imSinnedieser Verord-
nung sind sämtliche Kindertageseinrichtungen, Kinderta-
gespflegestellen, öffentliche Schulen und Schuleninfreier
Trägerschaft sowie Ferienlager. In Gemeinschaftseinrich-
tungen kann von den Regelungennach $ | Abs. | Satz 2
Nrn. 1,3 und Abs. 2abgewichenwerden, soweit der Betrieb
der Gemeinschaftseinrichtung oderdie pädagogische Ziel-
richtung des Angebotes oder der Maßnahmedies erfordern.
Dies gilt auch für Heime der Kinder- und Jugendhil

Soweit möglich und zumutbar, sollen vorhandene Flächen

im Außenbereich vorrangig genutzt werden. $ 1 Abs. 4
bleibt unberührt.

   

(2) Die Betreuung in den Gemeinschaftseinrichtungen
nach $ 33 Nrn. I und 2 des Infektionsschutzgesetzes
(Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen)
erfolgt in eingeschränkter Form(eingeschränkter Regelbe-
trieb). Das Nähere zur Ausgestaltung der Betreuung nach
Satz I wird durch Erlass nach Maßgabe des $ 12 Abs. 6
geregelt.

 

(3) Gemeinschaftseinrichtungen nach $ 33 Nr. 3 des
Infektionsschutzgesetzes (Schulen in öffentlicher und

freier Trägerschaft) sind geöffnet. Das Nähere zur Au:
staltung des Schulbetriebs nach Satz I wird durch Erlass

nach Maßgabedes $ 12 Abs. 3 und 4 geregelt. Schulfahrten

sind bis zum Ende des Schuljahres 2020/2021 untersagt.

  
  

 

(4) Für die den Schulen angegliederten Wohnheime und
Mensengilt Absatz 3 Satz 2 entsprechend. Die zuständigen
Gesundheitsbehörden werden ermächtigt, weitere Ein-
schränkungenfestzulegen.

 

(5) Ferienlagersind geschlossen.

(6) Außer in Bereichen,die ausschließlich dem pädago-

gischen, administrativen oder technischen Personal der
Schule vorbehalten sind und in Büros zur Einzelnutzung

innerhalb des Schulgebäudes und auf dem Schulgelände

immer dort, wo der Abstand von 1,5 Metern nicht einge-

halten werden kann,ist von allen Personen, die sich dort

aufhalten, eine Mund-Nasen-Bedeckung nach $ I Abs. 2
$ I Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 bleibt unberührt,

 

  

 

zutrageı

(7) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung während des Unterrichts gilt nicht für Schülerbis
einschließlich Jahrgangsstufe 6, solangesie sich im Klas-
senverband im Unterrichtsraumaufhalten. Im Schulsport
besteht keine Pflicht zum Trageneiner Mund-Nasen-Bede-
ckung im Sinne des $ I Abs. 2.

 



(8) ImFreienist vorrangig der Mindestabstand von 1,5 Me-
tern zu gewährleisten, um den Schülern eine Pause vom
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des $ 1
Abs. 2 zu ermöglichen.

 

sı2
Abweichende und ergänzende Regelungen

(1) Das Ministerium für Justiz und Gleichstellung wird
ermächtigt, zur Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der
Justiz, zur Durchführung des staatlichen Teils der ersten
juristischen Prüfung und der7 hen Staat
prüfung sowie zur Sicherstellung der Vorbereitungsdienste
und der Prüfungen in den Ausbildungsberufen derJustiz
unddes Justizvollzugs abweichende Regelungen für seinen
Geschäftsbereich zuerlassen.

 

    eiten juri

 

(2) Das Ministerium für Arbeit, Soziales undIntegration
wird ermächtigt, zur Gewährleistung der Funktionsfähig-
keit des Maßregelvollzugs und der forensischen Nachsorge
für seinen Geschäftsbereich abweichende Regelungen zu

sen.

 

(3) Das Ministerium für Bildung wird ermächtigt, ab-
weichende Regelungen zur Durchführung des Vorberei-
tungsdienstes, zur Durchführung oder Verschiebung der
StaatsprüfungenimBereichderLehrerbildung. zur Durch-
führung von Klassenarbeiten, Klausuren und des Pr.
zunterrichts für die Abschlussklassen , zur Durchführung
oder Verschiebung von Gremienwahlen sowie Sonder-
regelungen zurVersetzung zu erlassen.

 

  

  

(4) Das Ministerium für Bildung wird weiter ermäch-
tigt, Regelungen zur Ausgestaltung nach $ 11 Abs. 3
Satz 2 unter folgenden Maßgabenzu erlassen:

1. soweit in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt
innerhalb eines Zeitraumsvonsieben Tagendie Rate der
Neuinfekionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
kumulativ den Wert von 50 Neuinfektionen je 100 000
Einwohnerüberschreitet und diese Inzidenz mindestens
über einen Zeitraumvon drei Tagen andauert,ist in dem
jeweiligen Landkreis oder der jeweiligen kreisfreien
Stadt an Grund- und Förderschulen der Präsenzunte
richt unter Befreiung von der Präsenzpflicht zu erteilen;
weiterist für die übrigen Jahrgangsstufender allgemein-
bildendenSchulen, für die berufsbildendenSchulen, die
Schulen für Gesundheitsberufe sowie die Pflegeschulen
dereingeschränkte Regelbetrieb unter Befreiung vonder
Präsenzpflicht einzurichten,

 

  

  

  

 

2. soweit in einem Landkreis oder einer kreisfreien
Stadt innerhalb eines Zeitraums vonsieben Tagendie
Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 kumulativ den Wert von 200 Neuinfektionen je
100 000 Einwohner überschreitet und diese Inzidenz
mindestens über einen Zeitraum vondrei Tagen andau-
ert, sind in demjeweiligen Landkreis oder derjeweiligen

eisfreienStadt alle Schulenin öffentlicher undfreier
Trägerschaft zu schließen undes ist Distanzunterricht
zuerteilen; davon abweichendist für die Abschlussklas-
sen Präsenzunterricht durchzuführen.

 

  
   

  

 

Staatskanzlei und Min rium für Kultur wird

chtigt, zur Gewährleistung des verfassungsrechtlich
geschützten Wirkbereichs der Kultur abweichende Rege-  

 

lungen zu erlassen, insbesondere Näheres zur Ausgestal-
tung des Betriebs der Kultureinrichtungenunter Pandemie-
bedingungen zu regeln.

(6) Die zuständigen Fachressorts sind wie folgt ermäch-
tigt, Näheres zur Ausgestaltung des Betriebs nachfolgende:
Einrichtungen insbesondere zur Vorbereitung von Zwi-
schen- und Abschlussprüfungen sowie Sonderregelungen
für PrüfungendurchErlass zu bestimme

  

1. das Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-
talisierung für die Hochschulen; dies umfasst auch
Regelungen zu weiteren notwendigen Einrichtungen,
wie Bibliotheken und Archive, sowie zur Nutzung von
Räumlichkeiten für staatliche Prüfungen der zuständi-
gen Prüfungsämter oder der zuständigen Ministerien,

  

2. das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Ener-
gie für die Einrichtungender Berufsbildung in der Land-
wirtschaft und Hauswirtschaft,

3. das Ministeriumfür Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-

talisierung im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Arbeit, Soziales und Integrationfür die Bildungseinrich-
tungen zur Berufsbildung im Bereich der Handwerks-
kammern und der Industrie- und Handelskammern,

4. das Ministerium für Bildung für die nach dem Geseız
zur Förderung der Erwachsenenbildung anerkannten
Einrichtungen und ihre Träger sowie landesweiten
Zusammenschlüsse der Erwachsenenbildung und

5. das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integrationfür
die Bildungseinrichtungen zur Ausbildung in den
Gesundheits- und Pflegeberufen und für alle weit
Einrichtungen und Maßnahmen der beruflichen Aus-
und Weiterbildung sowie die Betreuungin Kindertages-
einrichtungen,

 

   

 

6. das Ministerium für Inneres undSport fürdie Fachhoch-
schule Polizeieinschließlich RegelungenzurSicherst
lung des Vorbereitungsdienstes sowie der Prüfungen an
der Fachhochschule Polizei

 

  

813
Verordnungsermächtigung

(1) Die Landkreise und kreisfreien Städte werden er-
mächtigt, auf der Grundlage von $ 32 Satz 2 des Infek-
tionsschutzgesetzes in Verbindung mit $ 28 Abs. I und
$ 28a des Infektionsschutzg« für ihren Bezirk oder
für Teile des Bezirkes, soweit innerhalb eines Zeitraums
vonsieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ den Wert
von 35 je 100.000 Einwohnererreicht, dies durch Rechis-
verordnung festzustellen und durch Rechtsverordnung
weitergehende Einschränkungen zur Eindämmung der
Pandemie zu erlassen. Für die Rate der Neuinfektionen
mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 je 100.000
Einwohner(Inzidenz) ist die Veröffentlichung des Robert
Koch-Instituts auf der Seite htps://www.rki.de/DE/Con
tent/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Daten/Fallzah
len_Archiv.xisx;jsessionid=73CE7B4D35EC8S3EC4865
25A468C435E. internet 101?_blob=publicationFile maß-
geblich.

  

(2) Die Landkreise und kreisfreien Städte werden auf
der Grundlage der Regelungendes Absatzes I ermächtigt



und verpflichtet, soweit innerhalb eines Zeitraums von
sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coro-
navirus SARS-CoV-2 kumulativ den Wert von 100 je
100 000 Einwohner überschreitet und diese Inzidenz min-

destens über einen Zeitraum von drei Tagen andauert, ab

demzweiten darauffolgenden Werktag die Kontakte durch

Rechtsverordnung derart einzuschränken, dass

 

1. abweichend von $ 2 Abs. | Satz 1 und Satz 2 der Auf-
enthalt im öffentlichen Raumausschließlich alleine, im
Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und
mit maximal einer weiteren nicht im Haushalt lebenden
Person sowie den zu den Hausständen gehörenden
Kindern, die das dritte Lebensjahr nochnicht vollendet
haben, und

  

2. abweichend von $ 2 Abs. 6 Satz 1 und Satz 2 private
Zusammenkünfte und Feiern mit Freunden, Verwandten
und Bekannten ausschließlich im Kreis der Angehörigen
des eigenen Hausstandes und mit maximaleiner weite-
ren nicht im Haushalt lebendenPerson sowie den zu den
Hausständen gehörendenKindern, die dasdritte Lebens-
‚jahr noch nicht vollendet haben,

 

gestattet ist (Notbremse). Diese Rechtsverordnung kann,
sofern innerhalb eines Zeitraumsvon sieben Tagendie Rate
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
kumulativ den Wert von 100 je 100 000 Einwohner unter-
schreitet und diese Inzidenz mindestens über einen Zeit-
raumvon drei Tagen andauert, ab dem zweiten darauffol-
genden Werktag aufgehoben werden.

 

(3) Die Landkreise und kreisfreienStädte werdenauf der
Grundlage der Regelungen des Absatzes | ermächtigt,
durch Rechtsverordnungweitere lokale Maßnahmen, auch
weitgehende Ausgangsbeschränkungen, zu erlassen, so-
weit innerhalb eines Zeitraumsvonsieben Tagendie Rate
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
kumulativ den Wert von 200 je 100 000 Einwohner über-
schreitet und diese Inzidenz mindestens über einen Zeit-
raum vonfünf Tagen andauert.

 

(4) Die Landkreise und kreisfreien Städte werdenaufder
Grundlage der Regelungen des Absatzes I zur Vermeidung
von Ansammlungen von Menschen an Orten mit hoher
touristischer Anziehungskraft ermächtigt, das Betreten von
Gemeinden, Gemeindeteilen oder bestimmten öffentlich
zugänglichenOrten, insbesondere Skipisten, Rodelhängen,
Wanderwegen, Aussichtspunkten, Parkplätzen und Zu-
fahrtsstraßen, engen Gassen oder Marktplätzen, durch
Rechtsverordnung ganz oderteilweise zu untersagen

  

814
Modellprojekt

  (1) AufAntrag eines Landkreises oder einer kreisf n

Stadı kann das Ministerium, dessen Geschäftsbereich die
projektierten Veranstaltungen, Einrichtungen oder Ange-
bote überwiegend zuzuordnensind, ab dem6. April 2021
Abweichungen von den Regelungen dieser Verordnung
zeitlich befristet genehmigen (Modellprojekt). Dem Antrag
ist eine infektionshygienische Bewertung der zuständigen
unteren Gesundheitsbehörde beizufügen.

    

 

(2) Die Modellprojekte sollen dazu dienen, die Umsetz-
barkeit von Öffnungsschritten unter Nutzung eines konse-
quenten Testregimes zu untersuchen. Dabei müsseneine  

10

lückenlose Testung, IT-gestützte Prozesse zur Kontakt-
nachverfolgung und zum Testnachwe umliche
Abgrenzbarkeit und eine enge Rückkopplungandenöffent-
lichen Gesundheitsdienst sichergestellt werden.

 

, eine

  

(3) Das genehmigende Ministeriumkanndie Genchmi-
gung aufheben, wenn nach Beginn des Modellprojekts in
dem Landkreis oderderkreisfreien Stadt innerhalb eines
Zeitraums vonsieben Tagen die Rate der Neuinfektionen
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ der Wert
von 200 je 100.000 Einwohneran fünf aufeinanderfolgen-
den Tagen überschritten wird.

s15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig gemäß $ 73 Abs. la Nr. 24 und
Abs. 2 in Verbindung mit $ 28 Abs. | Satz 1, $ 28a Abs.I
und $ 32 Satz | des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer

vorsätzlich oderfahrlässig

1. entgegen $ 2 Abs. I sich mit anderen als den dort
genannten Personen oder mit mehrals der zulässigen
Personenanzahl im öffentlichen Raumaufhält,

 

2. entgegen $ 2 Abs. 2 Satz I eine unzulässige Veranstal-
tung durchführt,

3. entgegen $ 4 Abs. | bis 3 einen der dort genannten
Gewerbebetriebe, eine dort genannte Einrichtung oder
ein dort genanntes Angebot für den Publikumsverkehr
öffnet, soweit die Öffnung untersagtist,

4. entgegen $ 4 Abs. 4 nicht sicherstellt, dass die allge-
meinen Hygieneregeln oder Zugangsbeschränkungen
eingehalten werden,

5. entgegen $ 5 Abs. | Satz 1 eine Person oder mehrere
Personen beherbergt, deren Beherbergung unzulässig
ist,

6. entgegen $ 5 Abs. 2 Satz 1 nichtsicherstellt, dass die

allgemeinen Hygieneregelneingehalten odereine ord-
nungsgemäße Reinigung durchgeführt und dokumen-
tiert wird,

7. entgegen $ 5 Abs. 3 Reisebusreisen,Stadtrundfahrten,
Schiffsausflüge und vergleichbare touristische Ange-
bote veranstaltet,

8. entgegen $ 5 Abs. 4 Satz I als Betreiber die Einhaltung
der allgemeinen Hygieneregelungen nicht sicherstellt
oder nach $ 5 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt, dass
Reisende bei Unterschreitung des Mindestabstands
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz tragen,

9. entgegen$ 6.Abs. | eine Gaststätte für den Publikums-
verkehr öffnet,

 

. entgegen $ 6 Abs. 2 Satz 2 nicht die Abstandsbestim-
mungenoder Verzehrbeschränkungen sicherstellt,

11. entgegen $ 6 Abs. 6Satz | nicht sicherstellt, dass die
allgemeinen Hygieneregeln, die besonderen Abstands-
bestimmungen für Plätze an Tischen, der zulässige
Personenkreis an einem Tisch oder die Pflicht zur
Gästeinformation eingehalten werden,

12. entgegen $7Abs. 1,2und4bis 7 einen der dort genann-
ten unzulässigen Gewerbebetriebe für den Publikums-



verkehr öffnet oder nicht sicherstellt, dass die allge-
meinen Hygieneregeln oder Zugangsbeschränkungen
eingehalten werden,

13. entgegen $ 8 Abs. I Sportbetrieb auf Sportstätten
zulässt, ohne dass eine Ausnahmevorliegt,

 

14. entgegen $ 8 Abs. 2 nichtsicherstellt, dass der Min-
destabstand, die Hygieneanforderungen, die Begren-
zungder Zahl an Sporttreibendenbei nichtkontaktfr
en Sportarten eingehalten werden oder Zuschauer
zulässt.

 

Ordnungswidrig gemäß $ 73 Abs. la Nr. 24 und Abs. 2 in
Verbindung mit $ 28 Abs. | Satz 1, $ 28a Abs. I und $
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes handelt ferner, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig im Zeitraum der Gültigkeit einer
Verordnung, in der die zuständige Behördefestgestellt hat,
dass im Landkreis oderder kreisfreien Stadtinnerhalb eines
Zeitraums vonsieben Tagen die Rate der Neuinfektionen
mit demneuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 kumulativ
den Wert von 35 je 100 000 Einwohnererreicht, entgegen
$ 3 Abs. 2 in den benannten Verkehrsmitteln, entgegen
$ 4 Abs. 4 Satz 4 als Besucherin den Einrichtungenin 84
Abs. 4 Satz I Nrn. 1 und 6 in dendort genannten Bereichen
oder bei der praktischen Fahr- und Flugschulausbildung.
entgegen $ 5 Abs. 2 Satz 4 als Gast in den dort genannten
Bereichen, entgegen $ 5 Abs. 4 Satz 2 als Reisender bei
Unterschreitung des Mindestabstands, entgegen $ 6 Abs. 6
Satz 2 bei Angeboten in Buffetform als Gast bei der Ent-
nahme von Speisen und Getränken oder beim Aufenthalt
in der Warteschlage, entgegen $ 7 Abs. 2 und 4 bis 7 als
Besucherder dort bezeichnetenEinrichtungen in geschlos-
senen Räumenoderentgegen$ 9 Abs. 4 Satz 3 als Besucher
in den Einrichtungen in $ 9 Abs. I keinen medizinischen
Mund-Nasen-Schutz oder entgegen $ 4 Abs. 4 Satz 2 als
Besucherin den Einrichtungenin $ 4 Abs. 4 Satz I Nrn. 2,

  

 

   

  

Magdeburg. den ZI März 2021.

 

3 und 7 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, ohne dass
eine Ausnahme nach $ I Abs. 2 Satz 3 vorliegt.

(2) Vorschriften über Regelsätze für Geldbußen wegen

einer Ordnungswidrigkeit nach Absatz I werden als Anlage

veröffentlicht.

$16
Vollzug

Für den Vollzug dieser Verordnung sind neben den
zuständigen Gesundheitsbehördendie Sicherheitsbehörden
nach $ 89 Abs. 2 des Gesetzes überdie öffentliche Sicherheit

und Ordnungdes Landes Sachsen-Anhaltzuständig, wenn
die Gesundheitsbehörden nicht rechtzeitig erreicht oder
tätig werden können. Die Sicherheitsbehörden nach $ 89

Abs. 2 des Gesetzes überdie öffentliche Sicherheit und
Ordnungdes Landes Sachsen-Anhalt habenin diesen Fäl-
len die zuständigen Gesundheitsbehörden unverzüglich
über getroffene Maßnahmenzu unterrichten.

 

317

Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungenin dieser Ver-

ordnunggelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

s18
Inkrafttreten, Außerkrafitreten

(1) Diese Verordnungtritt am 29. März 2021 in Kraft.

(2) Diese Verordnungtritt mit Ablauf des 18. April 2021
außer Kraft.

Die Landesregierung
Sachsen-Anhalt

11

be6



Anlage
(zu $ 15 Abs. 2)

Bußgeldkatalog für Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang
mit der Elften SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung im Land Sachsen-Anhalt

 

5ße nach $ 15 Abs. I der Elften SARS-CoV-2-
Eindämmungsverordnung,die gemäß $ 73 Abs. la Nr. 24
des Infektionsschutzgesetzes als Ordnungswidrigkeiten zu
ahndensind, sind mit Bußgeldbis zu 25 000 Euro zu be-
legen. Bei Ordnungswidrigkeiten nach der Elften SARS-

CoV-2-Eindämmungsverordnung, die im Rahmendieses
Bußgeldkatalogs aufgeführt sind, ist eine Geldbuße nach
den darin bestimmtenBeträgenfestzusetzen. Die im Buß-
geldkatalog bestimmtenBeträge sind Regelsätze. Sie gehen
von gewöhnlichen Tatumständen sowie von fahrlässiger
und erstmaliger Begehungsweise aus. Wird der Tatbestand
der Ordnungswidrigkeit vorsätzlich oder wiederholt ver-
wirklicht, so ist der genannte Regelsatz zu verdoppeln. Die
Regel- und Rahmensätze können nach den Grundsätzen
des $ 17 Abs. 3 und Abs. 4 Satz I des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten je nach den Umständendes Einzelfalls
im Rahmen der jeweiligen gesetzlichen Grenzen erhöht
oderermäßigt werden.

   

  

Eine Ermäßigung kann insbesondere in Betracht kom-
men, wenn

1. nur leichte Fahrlässigkeit vorliegt,

2. die Gefahr einer potentiellen Infizierung andererPerso-
nen nach den Umständendes Einzelfalls geringist,

3. der Vorwurf, der den Betroffenen trifft, aus besonderen
Gründen des Einzelfalls geringer als für durchschnitt-
liches vorwerfbares Handelnerscheint,

4. der Täter Einsicht zeigt, sodass Wiederholungen nicht

 

5. die vorgeschriebene Geldbuße zu einer unzumutbaren
wirtschaftlichen Belastungführt, z. B. bei außergewöhn-
lich schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen des Be-
troffenen.

Verletzt dieselbe Handlung(aktives Tun oder Unterlas-

sen) mehrere Tatbestände oder einen Tatbestand mehrmals  

 

(sogenannte Tateinheit, $ 19 des Gesetzes über Ordnun,
widrigkeiten), so ist nur ein Bußgeld festzusetzen. Sind
mehrere Tatbestände verletzt, kann der höchste Regelrah-
men angemessen erhöht werden, wobei die Summe der
Regelsätze der verwirklichten Tatbestände nicht erreicht
werdendarf.

  

Werdendurch mehrere rechtlich selbstständige Handlun-
gen (aktives Tun oder Unterlassen) mehrere Tatbestände
oder ein Tatbestand mehrmals verletzt (sogenannte Tat-
mehrheit, $ 20 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten),
sind die Regelsätze jeweils zu addieren.

 

Die Möglichkeit, neben dem Bußgeld gegeneine Indi-
vidualperson nach den $$ 30 und 130 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten zusätzlich auch ein Unternehmen
(juristische Person oder Personenvereinigung) mit einem
Bußgeld zu belegen, wenndie juristische Person oderdie
Personenvereinigung durch den Verstoß gegen die Elfie
SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung bereichert wor-
denist oder werden sollte, bleibt unberührt. Die Geldbuße

soll in diesen Fällen den wirtschaftlichen Vorteil, den der
Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogenhat, überstei-
gen.

   

Die in $ 15 Abs. I Satz 2 der Elften SARS-CoV-2-Ein-

dämmungsverordnung genannten Tatbestände sind als
geringfügige Ordnungswidrigkeiten nach den $$ 56 bis 58
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu bewerten,
soweit im Landkreis oderder kreisfreien Stadt innerhalb
eines Zeitraums vonsieben Tagendie Rate der Neuinfek-
tionen mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2
kumulativ den Wert von 50 je 100 000 Einwohner nicht
übersteigt. In diesen Fällen soll die Verwaltungsbehörde
den Betroffenen verwarnen und ein Verwarnungsgeld von
50 Euro erheben. Die Verwaltungsbehörde kann eine Ver-
warnung ohne Verwarnungsgeld erteilen, insbesondere
wenn nachSatz 1 Umstände vorliegen, die eine Ermäßigung
rechtfertigen.

 

11. SARS-CoV-2

EindV

Verstoß Adressat des Bußgeldbescheids Regelsatz
in Euro
 

Jede Person 50$ 2 Abs. | Aufenthalt mit anderen als den dort ge-
nannten oder mit mehr als der zulässigen
Personenanzahl im öffentlichen Raum
 

 

 

 

 

   Beherbergungsverboterfassten Personen  
$2 Abs. 2 Satz 1 Durchführung einer unzulässigen Veran- Veranstalter, bei juristischen Perso- 1000

staltung nen Geschäftsführung
$4Abs. | bis3 Betreiben eines untersagten Gewerbebetriebs, Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000

einer untersagten Einrichtung oder eines Personen Geschäftsführung
untersagten Angebots

$4 Abs. 4 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
allgemeinen Hygieneregeln oder Zugangs- Personen Geschäftsführung
beschränkungen

$5 Abs. 1 Satz I Beherbergungeiner oder mehrerer vom Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
Personen Geschäftsführung   
 

iz



 

 

  

 

 

 
 

 

  

 

 

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

  

     

11. SARS-CoV-2 Verstoß Adressat des Bußgeldbescheids Regelsatz
EindV in Euro
$ 5 Abs. 2 Satz 1 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000

allgemeinen Hygieneregeln oder der Personen Geschäftsführung
Durchführung einer ordnungsgemäßenund
dokumentierten Reinigung

$5 Abs. 3 Veranstaltung von Reisebusreisen, Betriebsinhaber, bei juristischen 1000
Stadtrundfahrten, Schiffsausflügen oder Personen Geschäftsführung
vergleichbaren touristischen Angeboten

$ 5 Abs. 4Satz 1 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
allgemeinen Hygieneregeln Personen Geschäftsführung

$ 5 Abs. 4 Satz 2 Nicht-Sicherstellung des Tragens eines Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
medizinischen Mund-Nasen-Schutzes Personen Geschäftsführung
der Reisenden bei Unterschreitung des
Mindestabstands

$6Abs.I Öffnen einer Gaststätte für den Publikums- Betriebsinhaber, bei juristischen 1000
verkehr Personen Geschäftsführung

$ 6 Abs. 2 Satz 2 Nicht-Sicherstellung der Abstandsbestim- Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
mungen oder Verzehreinschränkungen Personen Geschäftsführung

$ 6 Abs. 6 Satz 1 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der Betriebsinhaber, bei juristis 1.000
allgemeinen Hygieneregeln, der besonderen Personen Geschäftsführung
Abstandsbestimmungen, des zulässigen
Personenkreises an einem Tisch und der
Gästeinformationen

$7Abs. | Öffnungeines Ladengeschäfts Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
Personen Geschäftsführung

$ 7 Abs. 2,4 bis 7 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung der Betriebsinhaber, bei juristischen 1.000
allgemeinen Hygieneregeln oder Zugangs- Personen Geschäftsführung
beschränkungen

$ 8 Abs.1 Zulassen des Sportbetriebs ohne Vorliegen Betreiber der Sportstätte 1.000
einer Ausnahme

$8Abs. 2 Nicht-Sicherstellung der Einhaltung des Betreiber der Sportstätte 250
Mindestabstands, der Hygieneanforderungen
oder der Begrenzung der Zahl von Sport-
treibendenoder Zulassen von Zuschauern

$3Abs.2,$4 Nichuragen eines medizinischen Mund- Nutzer, Besucher, Gast, Reisender,
Abs. 4 Satz 4, Nasen-Schutzes, ohne dass eine Ausnahme Kunde
$ 5 Abs. 2 Satz 4, vorliegt, im Gültigkeitszeitraumeiner
$ 6 Abs. 6 Satz 2, Rechtsverordnung mit festgestellter
$ 7 Abs. 2bis 7, lokaler Inzidenz
$9 Abs. 4 Satz 3 |, yon mindestens 35 von 100 000 Ein-

wohnern so
2. von mindestens 50 von 100 000 Ein-

wohnern 75
$4 Abs. 4 Satz 2 Nichtragen einer Mund-Nasen-Bedeckung,| Besucher

ohne dass eine Ausnahmevorliegt, im
Gültigkeitszeitraum einer Rechtsverordnung
mit festgestellter lokaler Inzidenz
3. von mindestens 35 von 100 000 Ein-

wohnern 50

4. von mindestens 50 von 100 000 Ein-
wohnern 75
 

Hinweise:

Gemäß$ 1 Abs. I der Verordnungüber sachliche Zuständigk:
in Verbindung mit $ 4 Abs. | und $ 19 Abs. 2 Satz 3 des Gesundheitsdi

für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig

 

  

 

ten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
stgesetzes sind zuständige Verwaltungsbehörden

iten die Gesundheitsbehörden (Landkreise undkreisfreien Städte).

 


